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Zürich, 10. Mai 2017 lr 


rindlisbacher@arbeitgeber.ch 


Teilrevision Sportförderungsverordnung, Verordnung des VBS über die Sportförderungspro-


gramme und –projekte, Verordnung des BASPO über „Jugend und Sport“ ; Eröffnung des Ver-


nehmlassungsverfahrens 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom 22. März 2017 wurden wir zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft ein-


geladen. Für die uns dazu gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 


Da die Vorlage nicht unter die durch den Schweizerischen Arbeitgeberverband behandelten Themen 


fällt, resp. die Arbeitgeber nicht direkt betrifft, verzichten wir auf eine Stellungnahme. 


Mit freundlichen Grüssen 


SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 


 


 


 


 


 


Prof. Dr. Roland A. Müller 


Direktor 


Eidgenössisches Departement für Verteidigung 


Bevölkerungsschutz und Sport VBS 


Bundeshaus  


CH-3003 Bern 


 


 


Wilhelm.Rauch@baspo.admin.ch 
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EDU Kanton Zürich 


EDU Kanton Zürich 


Sekretariat, Bürglistr. 31, Postfach 248, 8408 Winterthur, Tel. 052 222 42 61, sekretariat@edu-zh.ch 


 


Bundesamt für Sport BASPO 


Herr Wilhelm Rauch 


Hauptstrasse 247 


2532 Magglingen 


 


 


Mail an:  


Wilhelm.Rauch@baspo.admin.ch 


 


Winterthur, 2. Juni 2017 


 


 


Vernehmlassung der EDU Kanton Zürich zur 


Teilrevision Sportförderungsverordnung, Verordnung des VBS über 


Sportförderungsprogramme und -projekte,  


Verordnung des BASPO über «Jugend und Sport» 


 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 


Sehr geehrter Herr Rauch 


 


Wir danken für Ihre Einladung, Stellung zu nehmen zur Teilrevision der Sportförderungsverordnung.  


 


Bewährte J+S-Partnerschaft mit christlichen Jugendverbänden ist nicht zu künden 


 


Der EDU Kanton Zürich ist es wichtig, dass die vom Bundesamt für Sport geplante Anbindung der J+S-


Partnerschaften mit Jugendverbänden an Entscheidungen des Bundesamts für Sozialversicherungen  


aus den Entwürfen gestrichen wird. 


 


Der vorgesehene Art. 12 Abs. 2bis in der Verordnung über die Förderung von Sport und Bewegung 


(SpoFöV) ist deshalb ersatzlos aus der Revision zu streichen. Das BASPO soll seine Entscheidungen im 


Sinne der Sportförderung auf eigener Rechtsbasis gemäss Abs. 2 derselben Verordnung treffen. 


 


Im gleichen Sinn soll auch die Verordnung des VBS über Sportförderungsprogramme und -projekte 


(VSpoFöP) – ebenfalls Teil der Vernehmlassung – modifiziert werden. Im dortigen Art. 50 soll der Abs. 


2 zusammen mit dem Anhang 7 als Regel gelten. Der Abs. 4 von Art. 50 ist ersatzlos zu streichen. 


Das BSV hat andere Kriterien im Auge zu halten, als den Sinn sportlicher Förderung. Das BASPO 


hingegen hat sich an den Fragen der sportlichen Förderung auszurichten. Deshalb müssen diese 


beiden Instanzen ihre je eigenen Kriterien handhaben können. 
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Die aktuell von der beabsichtigten Kündigung betroffenen Jugendverbände arbeiteten in langjähriger 


Partnerschaft mit dem BASPO, waren zum Teil aktiv beteiligt an der Entwicklung der 


Ausbildungsgänge Lagersport/Trekking – und gaben zu keiner Zeit Anlass für Beanstandungen. Dass 


diese Partnerschaften aufgrund von BSV-Entscheiden in Frage gestellt werden – obwohl die 


Entscheide des BSV aufgrund von Dokumenten gefällt wurden, die mittlerweile überholt sind, ist ein 


rechtlich fragliches Vorgehen. Ausserdem ist es fraglich, ob die religiöse Unterscheidung in Sport-


Subventionsfragen dem Sinn der Bundesverfassung entspricht. 


 


Die Jugendverbände mit Lagersport/Trekking-Aktivitäten tragen wesentlich zu einer gesunden 


Entwicklung der Jugend bei. Die Vielfältigkeit der Aktivitäten, die naturnahe sportliche Betätigung 


sowie die Aspekte der Einzelverantwortung und gleichzeitiger sozialer Integration fördern die 


Persönlichkeitsentwicklung der Jugendlichen. 


 


Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Argumente. 


 


 


Mit freundlichen Grüssen 


Namens der EDU Kanton Zürich 


 


 


 


Daniel Suter, Geschäftsführer 








 


EDU Schweiz 
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Herr 


Bundesrat Guy Parmelin 


Eidgenössisches Departement für Verteidigung 


3000 Bern 


 


 


 


Thun, 13. Juni 2017 
 
 
Vernehmlassung vom 22. März 2017 zur Teilrevision Sportförderungsverordnung, 
Verordnung des VBS über die Sportförderungsprogramme und -projekte, Verordnung des 
BASPO über «Jugend und Sport» 
 
Stellungnahme der Eidgenössisch-Demokratischen Union EDU Schweiz 
(eingereicht per E-Mail an Wilhelm.Rauch@baspo.admin.ch) 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns bei Ihnen für die Möglichkeit zur obgenannten Vorlage eine Stellungnahme 
einzureichen. 


Mit ihrer politischen Arbeit bemüht sich die EDU (Eidgenössisch-Demokratische Union) darum, 
unserem Land mit soliden und nachhaltigen Vorschlägen für die Gestaltung seiner Zukunft zu 
dienen. Unser Ziel ist es, dass unsere Gesellschaft für die aktuell anstehenden Herausforderungen, 
denen wir uns gegenüber sehen, gut gerüstet ist. Dabei ist die EDU von der Wichtigkeit überzeugt, 
dass wir die Absichten Gottes für unser Land in unsere politische Planung mit einbeziehen. 


Die EDU anerkennt die seit vielen Jahren dauernden Bemühungen der schweizerischen 
Sportförderung und schätzt, dass jährlich Tausende Jugendliche in den Genuss von 
subventionierten Programmen kommen und dadurch in ihrer Entwicklung massgeblich gefördert 
werden. Die EDU steht den strukturellen Anpassungen der sportlichen Nachwuchsförderung 
insgesamt positiv gegenüber. 


Mit der neuen Koppelung der sportlichen Förderung im Rahmen von Jugendverbänden an das 
Kinder- und Jugendförderungsgesetz vom 30. September 2011 ist die EDU nicht einverstanden. 
Deshalb schlagen wir vor, den vorgesehenen Art. 12 Abs. 2bis in der Verordnung über die Förderung 
von Sport und Bewegung (SpoFöV) ersatzlos aus der Revision zu streichen. Die Kompetenz soll 
weiterhin gemäss Abs. 2 beim Bundesamt für Sport BASPO liegen. 


In der ebenfalls zur Vernehmlassung gehörenden Verordnung des VBS über 
Sportförderungsprogramme und -projekte (VSpoFöP) ist dieselbe Entkoppelung in Art. 50 
vorzunehmen. Der dortige Abs. 2 zusammen mit dem Anhang 7 soll als Regel gelten, und der Abs. 
4 von Art. 50 soll ersatzlos gestrichen werden. 


 







 


EDU Schweiz 
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Begründungen: 


 Die Förderung sportlicher Aktivitäten soll nicht von Kriterien des Kinder- und 
Jugendförderungsgesetzes abhängig gemacht werden, welche ganz andere Aspekte im Auge 
haben und damit die Frage nach dem Sinn einer sportlichen Förderung nicht treffen. 


 Die in den Erläuterungen zu dieser Vernehmlassung ins Feld geführten Bundesgerichtsurteile 
betreffen eine nicht mehr aktuelle Situation. Die Urteile stützten sich auf Dokumente, welche 
namentlich durch die Unterzeichnung der „Charta christlicher Kinder- und Jugendarbeit“ 
(einsehbar unter http://cckj.ch/die-charta/) überholt sind. Aus diesem Grund sind die 
Bundesgerichtsurteile, welche als Grundlage für die Entscheidungen des BASPO 
herangezogen wurden, nicht mehr aussagekräftig. 


 Das Kinder- und Jugendförderungsgesetz lässt dem zu entscheidenden Bundesamt für 
Sozialversicherungen durch seine vagen Kriterien einen Spielraum, dessen Ausnutzung vom 
Bundesverwaltungsgericht zwar bestätigt wurde, der jedoch wesentlich auf behördliche 
Interpretationen von Textnuancen der Verbandsdokumente durch die Verwaltung beruht. Es 
wäre unsachgerecht, diese Gerichtsentscheidungen als rechtliche Grundlage für 
Verwaltungsentscheidungen im Bereich der Sportförderung heranzuziehen.  


 Die im Kinder- und Jugendförderungsgesetz genannten Zwecke der Förderung des körperlichen 
und geistigen Wohlbefindens, der Entwicklung zu Personen, welche Verantwortung für sich und 
die Gemeinschaft übernehmen, sowie der Integration werden gerade im Bereich 
„Lagersport/Trekking“ durch seine Vielfältigkeit und seine Gruppenaktivitäten gefördert. Die 
betroffenen Jugendverbände tragen im selben Mass wie andere Jugendverbände zur 
Förderung dieser sportlichen Entwicklung bei. 


 Die bisherige bewährte Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Jugendverbänden und 
Jugend+Sport gab keine Veranlassung zu einer Änderung der Bewilligungspraxis. Es wird 
darauf hingewiesen, dass diese Jugendverbände sogar zur Erarbeitung der entsprechenden 
Ausbildungsmaterialien beigetragen haben.  


 Im Sinne des verfassungsmässigen Diskriminierungsverbots (Art. 8 Abs. 2 BV) darf bei 
Subventionsvergaben niemand aufgrund seiner religiösen Überzeugung diskriminiert werden. 
Würden zukünftig christliche Jugendverbände von Subventionen von vornherein 
ausgeschlossen, käme dies einer Diskriminierung der betroffenen Jugendverbände sowie der 
mittelbar davon betroffenen Jugendlichen, welche an Aktivitäten dieser Jugendverbände 
teilnehmen, gleich. Bei der Förderung von Sportaktivitäten dürfen keine Unterscheidungen in 
Bezug auf die religiösen Bekenntnisse der Begünstigten gemacht werden. Christliche 
Jugendverbände sollen in unserem Land weiterhin Platz haben und zur gesunden Entwicklung 
der Jugendlichen in der Schweiz beitragen. Dafür sollen sie auch weiterhin auf die gesetzlich 
vorgesehenen Förderungsmittel zurückgreifen können.  


Im Übrigen unterstützen wir die Stellungnahme des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes 
(SEK) vom 1. Juni 2017 und schliessen uns den darin enthaltenen Ausführungen an. 


Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme bedanken wir uns bei Ihnen ganz herzlich. Bei 
Rückfragen steht Ihnen Hans Moser (079 610 42 37) gerne zur Verfügung. 


Wir verbleiben mit freundlichen Grüssen 


Hans Moser 
Präsident EDU Schweiz 



http://cckj.ch/die-charta/
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Vernehmlassungsantwort zur Teilrevision Sportförderverordnung, Verordnung des VBS über die 


Sportförderungsprogramme und -projekte, Verordnung des BASPO über „Jugend und Sport“ 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrter Herr Rauch, sehr geehrte Damen und Herren 


Wir wollen, dass die bisherigen christlichen Verbände weiter Partner von J+S bleiben. 


Die Evangelische Volkspartei (EVP) des Kantons Luzern setzt sich für christliche Werte in der Politik ein. Sie 


will zudem Bürger/-innen motivieren, sich für die Politik unseres Landes einzusetzen. Es hat uns umso 


mehr befremdet, dass auf politischer Ebene versucht wird, gewisse Jugendverbände aus religiösen Grün-


den von Jugend+Sport auszuschliessen. 


Auch ich persönlich war als J+S-Leiter, -Ausbilder und -Experte tätig und habe etliche Lager mit Kindern, 


aber auch Ausbildungslager für angehende Leiter/-innen geleitet. Ich habe mich und den ganzen Verband 


„Jungschar der Evangelisch-methodistischen Kirche“ (JEMK) immer als Teil von J+S gesehen, erlebt und auch 


so weitergegeben. Dass nun der Bund Verbände wie JEMK für zu christlich hält, scheint – in einem christlich 


geprägten Land – sehr fragwürdig und willkürlich. Entscheidend ist doch, ob Sportförderung betrieben wird 


oder nicht. Dass dies nach allen vorgegebenen Regeln passiert, dafür bürge ich mit meinen Erfahrungen. 


Die EVP des Kantons Luzern fordert deshalb, dass die Anpassung der Sportförderungsverordnung (SpoFöV) 


Art. 12 Abs. 2bis ersatzlos gestrichen wird.  


Die Herstellung eines Bezuges zwischen der SpoFöV und dem Bundesgesetz vom 30. September 2011 


über die ausserschulische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (KJFG, SR 446.1) ist nicht zwingend und 


schwer begründbar. 


Die sportliche Betätigung ist unabhängig von der politischen oder religiösen Ausrichtung von Gruppierun-


gen. 


Wie die langjährige problemlose Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Jugendverbänden und J+S 


zeigte, kommt eine kohärente Jugendförderpolitik auch ohne solche konstruierten Verknüpfungen aus. 


Bundesrat Guy Parmelin  


Chef des Eidgenössischen Departements 


für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und 


Sport VBS 
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Zudem kann Art. 50 Abs. 4 der VSpoFöP so abgeändert werden, dass das BASPO die Kaderausbildungen 


auch direkt finanziell entschädigen kann. 


Die Glaubensvermittlung steht in keinem Widerspruch zur gesunden Entwicklung von Kindern und Jugendli-


chen. Gerade weil die betroffenen Verbände christlich motiviert sind, fördern sie das Wohl von Kindern und 


Jugendlichen ganzheitlich.  


Ich selbst habe in der Jungschar-Arbeit sehr viel gelernt: 


Als Kind war ich Teil einer geschlechterübergreifenden und altersgemischten Gruppe. Man lernte, aufeinan-


der Acht zu geben, Schwächere zu unterstützen und eigene Talente zu entdecken. 


In der Leiterausbildung habe ich viel über mich selbst gelernt, weil die Entwicklung einer ganzheitlichen Lei-


terpersönlichkeit stets sehr wichtig war. Wo sonst erhält man ein detailliertes Feedback, wie man in ver-


schiedenen Situationen wirkt, wenn nicht in der Leiterausbildung von J+S? 


Durch meine Arbeit in der Jungschar habe ich Verantwortung übernommen, einerseits für die Kinder in der 


Jungschar, andererseits für die Führung des Leiterteams und später in der Schulung neuer Leiter/-innen. 


Die Freude am Weitergeben eigenes Wissens und eigener Erfahrungen wurde in mir geweckt. Diese Erleb-


nisse haben mich geprägt und zu diesem Menschen gemacht, der ich heute bin. 


In meinem Beruf als Gymnasiallehrer kann ich meine Erfahrungen aus der Outdoor-Pädagogik immer wie-


der gewinnbringend anwenden. Meine Kenntnisse im sozialen Bereich werden von meinem Arbeitgeber 


geschätzt und entstammen zu einem grossen Teil der Arbeit in der Jungschar. 


In der Jungschar wird viel „für das Leben“ gelernt: Bewegung als Ausgleich, Umgang mit der Natur (Umwelt-


schutz), sportliche Anstrengung, Sozialkompetenz, Einsatz für den Frieden. 


Auch mein Einsatz in einer politischen Partei wäre ohne meine Jugendverbands-Vergangenheit nicht in die-


sem Stil erfolgt. Erst durch die Jungschar wurde mir richtig bewusst, dass es sich lohnt, sich für das Gute 


einzusetzen, seine Meinung einzubringen und den politischen Prozess zu gestalten. 


Im Namen der EVP des Kantons Luzern bitte ich Sie, unsere Argumente wohlwollend zu prüfen und in den 


weiteren Arbeiten zu berücksichtigen. 


Wir danken Ihnen für Ihre Arbeit und grüssen Sie freundlich 
 


 
 


Tobias Reinmann 


Präsident EVP Kanton Luzern 








 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


  


 


Bern, 29. Juni 2017 


 


 


 


Vernehmlassung zur Teilrevision Sportförderungsverordnung, Verordnung des VBS über die 


Sportförderungsprogramme und -projekte, Verordnung des BASPO über «Jugend und Sport» 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren 


 


Die EVP Schweiz dankt für die Möglichkeit, zur Teilrevision der Sportförderungsverordnung, Verordnung 


des VBS über die Sportförderungsprogramme und -projekte, Verordnung des BASPO über «Jugend und 


Sport» Stellung zu nehmen. Gerne lassen wir Ihnen hiermit unsere Stellungnahme zukommen. 


 


Für die EVP Schweiz ist der Ausschluss von «stark religiös geprägten Jugendorganisationen» von J+S-Pro-


grammen in keiner Weise nachvollziehbar und inakzeptabel. Wir beantragen, die vorgeschlagene Bestim-


mung in der Sportförderungsverordnung (SpoFöV) Art. 12 Abs. 2bis ersatzlos zu streichen. 


 


Der Ausschluss religiöser Gruppierungen wird damit begründet, dass Jugendorganisationen, die die Glau-


bensvermittlung ins Zentrum ihrer Aktivitäten stellen, von Subventionen nach dem Kinder- und Jugendför-


derungsgesetz (KJFG) ausgeschlossen sind. Das Bundesverwaltungsgericht hat Entscheide des Bundesam-


tes für Sozialversicherungen (BSV) mehrfach bestätigt, wobei J+S in keiner Weise Gegenstand der Beurtei-


lungen war. Mit dem erwähnten Art. 12 Abs. 2 bis soll nun ein Bezug zwischen der SPoFöV und dem KJFG 


hergestellt werden. 


 


Die EVP Schweiz lehnt eine pauschale Verurteilung von religiös geprägten Organisationen ab. Inwiefern die 


religiöse Fokussierung einer Gruppierung ein Hindernis für die gesamtheitliche Förderung und soziale so-


wie kulturelle Integration gemäss Praxis zum KFJG darstellen soll, ist bereits schwer nachvollziehbar. Dass 


die religiöse Ausrichtung einer Organisation nun auch im Zusammenhang mit der Förderung von Bewe-


gung und Sport (SpoFöG) ein zentrales ausschliessendes Kriterium werden soll, ist jedoch noch unverständ-


licher.  Darüber hinaus steht den Behörden für die Unterstützung im Bereich der allgemeinen Jugendförde-


rung ein grösserer Ermessensspielraum zu als bei der Sportförderung.  


 


Die Angebote der betroffenen christlichen Jugendverbände stehen keinesfalls in einem Widerspruch zur 


gesunden Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Ihre Angebote sind vielseitig und freiwillig. Das J+S-


Programm unterstützt «die Entwicklung und Entfaltung der Kinder und Jugendlichen und ermöglicht ihnen, 


Sport ganzheitlich zu erleben.» Diesen Anspruch erfüllen die Sportangebote der betroffenen christlichen 
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Organisationen unabhängig von ihrer religiösen Orientierung. Sport ist förderungswürdig, die religiöse Aus-


richtung des Anbieters kann und darf hier keine Rolle spielen. Es gibt keinen Grund dafür, Jugendliche in 


christlichen Verbänden von der Sportförderung zu diskriminieren und von J+S-Angeboten auszuschliessen. 


Darüber hinaus ist ein Ausschluss ohne jegliche Einzelfallprüfung eine unzulässige Pauschalisierung.  Der 


Vorwurf, dass im Rahmen dieser Angebote die Glaubensvermittlung im Vordergrund steht, wurde weder im 


Einzelfall geprüft noch durch irgendwelche Reklamationen in der Vergangenheit erhärtet. Es liegen keine in 


Art. 32 SpoFöG genannten Gründe vor, die einen Ausschluss rechtfertigen würden. 


 


Das BASPO hat aufgrund der intensiven und langjährigen Zusammenarbeit im Sportfach «Lagersport-Trek-


king» einen direkten Einblick in die praktische Arbeitsweise der betroffenen Jugendverbände. Verantwortli-


che des BASPO waren gemäss unserer Information mit deren Arbeit stets zufrieden und erlebten die Zu-


sammenarbeit konstruktiv. Es irritiert, dass diese Praxiserfahrungen im Entscheid keinerlei Berücksichti-


gung fanden. 


 


Das BSV und das Bundesverwaltungsgericht haben zudem eine Situation aus dem Jahr 2014 beurteilt. 


Diese Entscheide müssen heute nicht mehr aktuell sein, insbesondere weil die betroffenen Verbände in der 


Zwischenzeit ihre Ziele und ihre Arbeitsweise in der „Charta christlicher Kinder- und Jugendarbeit“ festge-


halten haben.  


 


Nicht zuletzt zahlt auch das Bundesamt für Sozialversicherungen weiterhin Subventionen an Jugendorgani-


sationen, die nicht weltanschaulich neutral sind. So beispielsweise an die Jugendabteilungen der Gewerk-


schaften, die Jungparteien, Pro Natura oder den WWF und selbst jüdische Studentenverbände. Diese Orga-


nisationen vermitteln den Jugendlichen politische und ideologische Werte und sind für den Bund dennoch 


förderungswürdig. Dass der christliche Glaube gegenüber anderen Weltanschauungen negativ beurteilt 


wird, ist unzulässig und widerspricht unserer schweizerischen Tradition sowie der Glaubens- und Gewis-


sensfreiheit (Art. 15 Abs. 2 Bundesverfassung). 


 


In diesem Sinne bitten wir Sie, die angekündigten Ausschlüsse vom J+S-Programm für die betroffenen 


christlichen Verbände nochmals zu überdenken und rückgängig zu machen. Besten Dank für die Berück-


sichtigung unserer Stellungnahme. 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


  


 


 


Marianne Streiff-Feller     Dominik Währy 


Präsidentin EVP Schweiz    Generalsekretär EVP Schweiz    
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Département fédéral de la défense,  
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Révision partielle de l’ordonnance sur l’encouragement du sport, de l’ordonnance du DDPS 
sur les programmes et les projets d’encouragement du sport et de l’ordonnance de l’OFSPO 
concernant « Jeunesse et sport » 


Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux 


 


Monsieur,  


 


Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de la 
consultation de l’objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position. 
 


Le PLR.Les Libéraux-Radicaux salue la volonté d’externaliser la promotion de la relève sportive. Le 


sport d’élite renforce la cohésion sociale et l’identité nationale et permet une visibilité nationale de la 


Suisse. Il est judicieux de confier le sport de performance à un acteur de droit privé, comme cela fut 


déjà décidé dans le cadre du traitement aux chambres fédérales de la loi fédérale sur le programme 


de stabilisation et à la loi fédérale sur les tâches, l’organisation et le financement de l’Autorité 


fédérale de surveillance des fondations. Cela permet entre autres une clarification de la répartition 


des tâches entre l’Office fédéral du sport (OFSPO) et Swiss Olympic. Concrètement, l’OFSPO 


pourra se concentrer sur le sport populaire et Swiss Olympic se focalisera sur le sport d’élite. 


Néanmoins, il est nécessaire de garantir les moyens nécessaires autant pour le sport d’élite que 


pour le sport populaire. Il faut cependant que le financement reste compatible avec la politique 


financière de la Confédération. La pondération entre la promotion du sport populaire et le sport 


d’élite est également fondamentale. Il est primordial que les disciplines sportives concernées 


puissent continuer à bénéficier de l’appui dont elles bénéficient selon le modèle actuel.  


 


La volonté de garantir la cohérence en matière de politique fédérale d’encouragement de l’enfance 


et de la jeunesse en précisant que seules les associations de jeunesse remplissant les conditions 


prévues dans la loi sur l’encouragement des activités extrascolaires des enfants et des jeunes 


puissent bénéficier de subventions est également saluée. De plus, cette décision permet de mettre 


en œuvre la jurisprudence du Tribunal administratif fédéral qui a confirmé dans plusieurs arrêts le 


bien-fondé de ne plus accorder aux associations de jeunesse à vocation religieuse des subventions.  
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En vous remerciant de l’attention que vous porterez à nos arguments, nous vous prions d’agréer, 


Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations. 


 


 


PLR.Les Libéraux-Radicaux   


La Présidente    Le Secrétaire général 


 


 


 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Conseillère nationale 


 








*jevp Scheiz
Leandra Gafner
Vorstandsmitglied *jevp Schweiz, Jungscharleiterin Besj
leandra.gafner@jevp.ch
077 428 99 11


Bundesrat Guy Parmelin
Chef des Eidgenössischen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport VBS


Bern, 26.06.2017


Vernehmlassungsantwort zur Teilrevision Sportförderverordnung, Verordnung des VBS 
über die Sportförderungsprogramme und – projekte, Verordnung des BASPO über «Jugend 
und Sport»


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Wir wollen, dass die christlichen Verbände weiterhin Teil von J+S bleiben können. Wir sind sehr 
dankbar, dass Sie die Diskussion suchen und dass bereits eine mögliche Lösung auf dem Tisch 
ist. Wir hoffen, dass die Gründung von Ortsvereinen und des Dachverbands schnell genug gehen 
kann, dass wir auch 2018 unser SoLa mit J+S durchführen können. Wir bitten Sie jedoch darum, 
uns auch bei der Suche nach einer allfällig nötigen Übergangslösung zu helfen.


Wir fordern, dass die Anpassung der Sportförderungsverordnung (SpoFöV) Art. 12 Abs. 
2bis ohne Ersatz gestrichen wird.


Die Herstellung eines Bezuges der SpoFöV und dem Bundesgesetz vom 30. September 2011 
über die ausserschulische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (KJFG. SR 446.1) ist nicht zwin-
gend und schwer begründbar. Zudem ist sie unzulässig, da damit das Diskriminierungsverbot (Art. 
8 Abs. 2 BV) verletzt wird. Die Unterstützung darf nicht wegen der religiösen Ausrichtung von Or-
ganisationen verweigert werden. Die sportliche Betätigung ist unabhängig von der politischen oder 
religiösen Ausrichtung von Gruppierungen.


Wie die langjährige problemlose Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Jugendverbänden 
und J+S zeigte, kommt eine kohärente Jugendförderpolitik auch ohne solche konstruierten Ver-
knüpfungen aus. Art. 50 Abs. 4 (VSpoFöP) kann so abgeändert werden, dass das BASPO die Ka-
derausbildungen auch direkt finanziell entschädigen kann. Die Glaubensvermittlung steht in kei-
nem Widerspruch zur gesunden Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Gerade weil die be-
troffenen Verbände christlich motiviert sind, fördern sie das Wohl von Kindern und Jugendlichen 
ganzheitlich.


Ich als Verfasserin leite seit mehreren Jahren Jungschar und mache dieses Jahr die Ausbildung 
zur J+S-Leiterin. Im ersten Teil dieser Ausbildung des BESJ habe ich bereits viel gelernt, und 
möchte dieses Wissen gerne auch praktisch in J+S Lagern umsetzen. Unsere Sommerlager wur-
den solange ich mich zurückerinnern kann unter dem uns sehr wichtigen Label des J+S durchge-
führt, wir schätzten die Kurse und die Unterstützung, sowohl finanziell als auch das uns zur Verfü-
gung gestellte Material.


Die Jungschar ist seit über zehn Jahren ein zentraler Teil meines Lebens. Als Teilnehmerin habe 
ich mich als sehr schüchternes Kind dank der Jungschar sehr stark öffnen können, ich konnte dort 
einfach mich selbst sein. Ich lernte, in Teams zusammenzuarbeiten, dass gewinnen nicht alles ist 
und wie man auch im Schnee ein Feuer machen kann. Als Leiterin lerne ich weiter: Ich stehe viel 
sicherer vor einer Gruppe Menschen, ich bin geübt darin, mit Stresssituationen umzugehen und 
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ich weiss, wie ein Team funktionieren muss. Jungschar ist viel mehr, als Geschichten aus der 
Bibel hören. Sie ist am Lagerfeuer plaudern, Seilbahnen bauen, bei Geländespielen Vollgas ge-
ben, hinfallen und aufstehen, auch bei Regen im Matsch in Zelten schlafen, und nach dem Lager 
zuhause die wohlverdiente Dusche geniessen. 


Wir fände es extrem schade, wenn Andere nicht mehr von der Jungschar profitieren können, wie 
viele von uns es konnten und bitten Sie deshalb, den erwähnten Art. 12 Abs. 2bis SpoFöV ersatz-
los zu streichen. Wenn Sie sich persönlich davon überzeugen möchten, dass diese Tätigkeit wich-
tig ist, lade ich Sie herzlich ein, bei unserem J+S SoLa im Juli zum Thema Helden vorbeizuschau-
en. Meine E-Mail Adresse haben Sie ja.


Freundliche Grüsse
Leandra Gafner, Vorstandsmitglied *jevp








Sozialdemokratische Partei der Schweiz / Parti Socialiste Suisse      
Zentralsekretariat / Secrétariat central 
Spitalgasse 34, 3011 Bern 
Postfach / Case postale, 3001 Bern 
Tel. 031 329 69 69 / www.spschweiz.ch / www.pssuisse.ch 
 
 
Per Mail an: wilhelm.rauch@baspo.admin.ch  
 
 
Bern, 30. Juni 2017 
 
 
 
Teilrevision Sportförderungsverordnung, Verordnung des VBS über die 
Sportförderungsprogramme und -projekte, Verordnung des BASPO über «Jugend und 
Sport»: Stellungnahme SP Schweiz  
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin, sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme, die wir gerne wahrnehmen. 
 
1. Einleitende grundsätzliche Bemerkungen zur Sportpolitik 
 


• Dem Sport, insbesondere dem Breitensport, kommt eine wichtige gesellschaftliche, soziale 
und volkswirtschaftliche Bedeutung zu. Er leistet einen zentralen Beitrag zur Gesundheit, zur 
ganzheitlichen Bildung und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Sport verbessert die 
physische, psychische, kognitive und soziale Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und 
kann in dieser Eigenschaft nicht genug gewürdigt werden. In diesem Sinne ist der Schule in 
ihrem Bildungsauftrag und der Jugendarbeit grosse Bedeutung beizumessen. In der 
Vergangenheit war auch der Sport regelmässig von Kürzungen betroffen. Betroffen sind der 
freiwillige Sportunterricht, Sportlager und Sporttage und Angebote des freien Schulsports. In 
einzelnen Fällen ist sogar der obligatorische Schulsport vom Abbau betroffen. Wir wehren 
uns mit Nachdruck gegen solche Kürzungen und setzen uns für eine Allen zugängliche 
Sportförderung ein. 


 
2. Keine Änderung der Sportförderungsverordnung in Artikel 12 Absatz 2bis 
 


• Mit der vorgeschlagenen Anpassung in Art. 12 Abs. 2bis Sportförderungsverordnung soll 
gemäss Vernehmlassungsbericht klargestellt werden, dass nur solche Jugendverbände mit 
J+S-Ausbildungstätigkeiten betraut werden, die vom Bundesamt für Sozialversicherungen für 
ihre Aus- und Weiterbildungstätigkeiten anerkannt werden. 


• Mit dieser vorgeschlagenen Änderung der Sportförderungsverordnung soll ein Bezug 
zwischen der Sportförderungsverordnung und dem Bundesgesetz über die ausserschulische 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen hergestellt werden, damit Jugendverbände und -
vereine, die nach Kinder- und Jugendförderungsgesetz keine Finanzhilfen bekommen, auch 
von der Sportförderung, insbesondere vom J+S Programm, ausgeschlossen werden können. 
Betroffen sind aufgrund von Entscheiden des Bundesamts für Sozialversicherungen und 
aufgrund von Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts Kinder- und Jugendorganisationen mit 
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kirchlichem Bezug oder mit religiöser Weltanschauung. Wir lehnen die vorgeschlagene 
Anpassung der Sportförderungsverordnung in Art. 12 Abs. 2bis mit Nachdruck ab. 


 
Begründung und weitere Ausführungen 


• Die Sport- und Bewegungsförderung nach Sportförderungsgesetz soll nach Meinung der SP 
allen Kindern und Jugendlichen offenstehen. Ausschlussgründe vom J+S Programm sollen 
wie bisher ausschliesslich auf der Basis von sachlichen Gründen wie der Nichterfüllung von 
Qualitätskriterien in den von J+S geförderten Sportarten oder bei nachgewiesenen 
Verletzungen oder Nichtgewährung der Persönlichkeitsrechte von Kindern und Jugendlichen 
erfolgen oder wenn sie auf eine Weise missionarisch tätig sind, dass Jugendliche in ihrer 
freien, individuellen Entwicklung konkret gefährdet sind. Es ist für uns selbstverständlich, 
dass geförderte Organisationen sich zu den Grundrechten wie Menschenrechte und 
insbesondere Kinderrechte, Gleichstellung von Mann und Frau, keine Diskriminierung oder 
Ausgrenzung etc. bekennen und diese Werte auch einhalten und leben. Ein Verband, der sich 
beispielsweise homophob äussert oder so agiert, soll von keiner Unterstützung profitieren 
können. Verbände müssen sich verbindlich zur Einhaltung von Grundwerten verpflichten. Ein 
Ausschlussentscheid setzt aber in jedem Fall eine Einzelfallprüfung voraus und kann nicht auf 
pauschale Annahmen abgestellt werden.  


• Die Haltung, dass Sportförderung für alle zugänglich sein soll, deckt sich auch mit der 
Charta des Schweizer Sports: Sport soll allen offen stehen, unabhängig von Religion, sozialer 
Herkunft, politischer Überzeugung oder sexueller Orientierung. Ein pauschaler Ausschluss 
aufgrund eines Kriteriums führt dazu, dass die betroffenen Kinder und Jugendlichen den 
Zugang zu Angeboten verlieren, die zentrale Werte wie Fairness oder Teamgeist vermitteln 
und zur Gesundheitsförderung beitragen. 


• Die auf der Basis des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes vorgenommenen 
Einschränkungen der Finanzhilfen an einzelne Organisationen betreffen die allgemeine 
Jungendförderung und können nicht mit einer Verordnungsänderung auf die Sport- und 
Bewegungsförderung gemäss Sportfördergesetz übertragen werden. Die so angestrebte 
Verknüpfung zwischen Kinder- und Jugendförderungsgesetz und Sportfördergesetz findet in 
den gesetzlichen Bestimmungen keine Grundlage.  


 
• Wenn das BASPO die langjährige und bewährte Zusammenarbeit mit christlichen 


Jungscharen organisatorisch neu regeln will, soll dies mit Weisungen im Rahmen der 
bisherigen gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Bestimmungen, aber ohne Ausschluss 
nur aufgrund von religiöser, politischer oder weltanschaulicher Überzeugung erfolgen. In 
jedem Fall aber ist den betroffenen Organisationen, Kindern und Jugendlichen eine 
ausreichende Frist für die organisatorische und administrative Neuregelung zu gewähren und 
eine übergangsrechtliche Lösung zu vereinbaren.  


• Die angekündigten Ausschlussverfahren vom J+S-Programm (Kaderbildung und 
Kurse/Lager) für einzelne christliche Jungscharen in der Sportart Lagersport/Trekking 
sollen, sofern keine sachlichen oder qualitativen Ausschlussgründe vorliegen, rückgängig 
gemacht werden. 


 
3. Weitere Bemerkungen zu den vorgeschlagenen Verordnungsänderungen 
 


• In der Vernehmlassung zur Gesamtschau Sportförderung beantragte Swiss Olympic die 
alleinige Zuständigkeit im Leistungssport. Die Auslagerung erfordert Anpassungen in der 
Verordnung über die Förderung von Sport und Bewegung, der Verordnung über 
Sportförderungsprogramme und -projekte sowie der Verordnung über «Jugend und Sport». 
Die Auslagerung der J+S-NWF zu Swiss Olympic soll gemäss Vernehmlassungsbericht zu einer 
klareren Aufgabentrennung zwischen BASPO und Swiss Olympic beitragen. Swiss Olympic 
fokussiert sich auf den Leistungssport, während im Bundesprogramm Jugend und Sport nicht 







mehr zwischen Breiten- und Leistungssport unterschieden werden soll. Entsprechend soll das 
System der J+S-Beitragsgewährung nur noch sechs Nutzergruppen vorsehen. Die NG 7, über 
welche bisher die Angebote der Sportverbände in der J+S-NWF abgerechnet werden, soll 
aufgehoben werden.  


• Weiter soll der Status der J+S-Nachwuchstrainerin/des J+S-Nachwuchstrainers abgeschafft 
werden (Art. 19 Sportförderungsverordnung kann gestrichen werden).  


• Eine weitere Anpassung betrifft die Funktion der Fachleiterinnen und -leiter beim BASPO. 
Diese war ursprünglich dafür vorgesehen, ein Bindeglied zu den nationalen Sportverbänden 
zu sein und die J+S-Sportarten weiterzuentwickeln. Aufgaben, die bisher diesen 
Fachleitungen zugeschrieben worden sind, werden heute aber in anderer Weise 
wahrgenommen. Die bisherige Funktion der J+S-Fachleitung wird somit gemäss 
Vernehmlassungsbericht obsolet (Art. 6 Abs. 4 Sportförderungsverordnung). 


 
• Wir haben keine grundsätzlichen Einwände gegen diese vorgeschlagenen Anpassungen 


bzw. stimmen ihnen zu. Bezüglich der vorgeschlagenen Abschaffung der Fachleitungen 
möchten wir aber dennoch folgende Rückfrage stellen: Die Arbeit der Fachleitungen wird 
unseren Informationen zufolge geschätzt (Ausarbeitung Lehrmittel, 
Weiterbildungsprogramme, Beantwortung inhaltlicher Fragen). Die Fachleitung vertritt 
beispielsweise auch die Interessen von Lagersport Trekking gegenüber J+S. In diesem Sinne 
stellen wir die Frage, ob die Abschaffung der Funktion der Fachleiterinnen und -leiter beim 
BASPO zielführend ist bzw. ob die genannten Aufgaben wirklich alle in anderer Weise 
gleichwertig wahrgenommen werden, wie es im Vernehmlassungsbericht nachzulesen ist. 
Sollte dies nicht der Fall sein, müsste die vorgeschlagene Aufhebung u.E. nochmals überdacht 
werden. 


 
4. Weitere Bemerkung zum Thema Sportförderung ausserhalb der zur Diskussion stehenden 
Verordnungsänderungen 
 


• Wir möchten an dieser Stelle das Thema des Auszahlungsmodus von Beiträgen an 
Jugendverbände ansprechen, auch wenn das nicht Teil dieser Anpassungen ist. Diese 
Beiträge werden gemäss unseren Informationen nicht immer vollständig ausgerichtet bzw. 
die Beiträge werden teilweise offenbar erst dann vollständig bezahlt, wenn Ende Jahr noch 
ein Kredit vorhanden ist. Für die betroffenen Jugendverbände, die eine wichtige Arbeit 
leisten, erschwert das die Budgetierung (beispielsweise was die Festlegung der Höhe des 
Elternbeitrags für ein Sommerlager angeht). Wir wünschen eine Klärung der Frage, wie der 
Auszahlungsmechanismus konkret funktioniert bzw. wie er allenfalls im Interesse der 
Verbände optimiert werden könnte. 


 
Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Mit freundlichen Grüssen 


    


 
Christian Levrat      Chantal Gahlinger 
Präsident SP Schweiz      Politische Fachsekretärin SP Schweiz 
 













 


 


Wilhelm.Rauch@baspo.admin.ch 


Bern, 30. Juni 2017 


Teilrevision Sportförderungsverordnung, Verordnung des VBS über die Sportförderungspro-


gramme und -projekte, Verordnung des BASPO über "Jugend und Sport" 


Vernehmlassung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat,  


sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zur oben genannten Verordnung Stellung nehmen zu 


können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglome-


rationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung. 


Nachwuchsförderung 


Die Auslagerung der leistungssportorientierten Nachwuchsförderung vom Bundesamt für Sport 


(BASPO) zum Dachverband des Schweizer Sports, Swiss Olympic, ist nachvollziehbar und begrüs-


senswert, da sie zu einer klareren Aufgabentrennung zwischen dem BASPO und Swiss Olympic bei-


trägt. 


 


Das BASPO hat mit dem vorgesehenen Verbandsbeitrag von 3 Millionen Franken an Swiss Olympic 


für die Sicherstellung der künftigen Nachwuchsförderung (z.B. über Leistungsvereinbarungen) zu sor-


gen. Insbesondere ist sicherzustellen, dass im Nachwuchsbereich weiterhin klare nationale Strukturen 


und Talentdefinitionen sowie kantonsübergreifende Kriterien für die Aufnahme in die Sportschulen 


bestehen. Die Kennzeichnung von talentierten Sportlerinnen und Sportlern und deren Trainingsauf-


wand sowie die Definition von nationalen und regionalen Leistungszentren sind grundlegende Voraus-


setzungen für die Weiterführung etablierter kantonaler und kommunaler Förderinstrumente. 


 


Betreffend die J+S-Programmfinanzierung ist zu begrüssen, dass die bisherigen J+S-


Nachwuchsförderungsaktivitäten künftig in den Nutzergruppen (NG) 1, 2, 4 und 5 abgerechnet werden 


können. Gleichzeitig wird das BASPO ersucht, die Verordnungen (insbesondere SpoFöV Art. 8 Abs. 1 


Bst. a) dahingehend anzupassen, dass regionale Sportverbände ihre regelmässigen Trainingsaktivitä-


ten in der NG 1 anmelden können. 
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Fachleitungen 


Die Aus- und Weiterbildung ist ein wesentliches Element des Förderprogramms J+S und die Entwick-


lung der Aus- und Weiterbildungsstrukturen stellt eine zentrale Aufgabe des BASPO dar. Auch wenn 


die Aufgaben, die bisher den Fachleitungen zugeschrieben wurden, in anderer Weise wahrgenommen 


werden, ist die Verantwortung für die inhaltliche Weiterentwicklung von J+S-Sportarten und die Koor-


dination eines bedarfsgerechten Aus- und Weiterbildungsangebots weiterhin beim BASPO zu veran-


kern. 


 


Unsere Mitglieder weisen zudem darauf hin, dass Jugendverbände mit starker religiösen Ausrichtung 


bereits über allfällige Leistungskürzungen informiert worden sind. Von einem effektiven Vollzug dieser 


Ausschlüsse sind die Ergebnisse der hier durchgeführten Vernehmlassung und die Festsetzung der 


Verordnungen abzuwarten. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Städteverband 


Präsident Direktorin 


Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 


Stadtpräsident Solothurn 


Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 


 





